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Antrag 

der Fraktion der SPD 


25 Jahre Zivildienst 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Vor 25 Jahren wurden die ersten 320 anerkannten Kriegsdienst- 
verweigerer der Geburtsjahrgänge 1937/38 zur Ableistung des 
zivilen Ersatzdienstes in Krankenhäuser, Heil- und Pflegeanstal- 
ten sowie zu caritativen Organisationen eingezogen. Bis heute 
haben 338 000 junge Männer ihren Zivildienst abgeleistet. 

1969 berief die damalige Bundesregierung der sozialliberalen 
Koalition einen Bundesbeauftragten für den Zivildienst mit der 
Aufgabe, die Interessen der Zivildienstleistenden gegenüber Trä- 
gem und Gesellschaft zu vertreten und den Zivildienst zu einem 
sinnvollen gesellschaftlichen Dienst, mit dem Schwerpunkt auf 
sozialen Tätigkeiten, zu organisieren. Die Einsatzfelder wurden 
ausgebaut, so daß bald in allen Krankenhäusern, in den Altenhei- 
men, in Heil- und Pflegeanstalten, in den Einrichtungen der 
Helfenden Hand, in denen Behinderte betreut werden, in der 
Unfallrettung und beim Krankentransport Zivildienstleistende 
unersetzliche Helfer wurden. 

1972 wurde der „Mobile soziale Hilfsdienst" eingeführt, in dem 
heute circa 5 000 Zivildienstleistende alten und behinderten Men- 
schen helfen, ihre Eigenständigkeit zu behalten. Seit 1980 stehen 
Zivildienstleistende zur individuellen Betreuung Schwerbehin- 
derter zur Verfügung. Viele Betroffenen können, dank dieser 
freiwillig übernommenen schweren Aufgabe, statt in ein Pflege- 
heim zu müssen, in ihrer eigenen Wohnung leben. Heute sind 
Zivildienstleistende von vielen Feldern sozialer Arbeit und im 
Umweltschutz nicht mehr wegzudenken. 

Durch das Kriegsdienstverweigerungs-Neuordnungsgesetz und 
die Neufassung des Zivildienstgesetzes zum 1. Januar 1984 wurde 
diese Entwicklung unterbrochen. Zivildienstplätze wurden als 
„Sonnenscheinplätze" diffamiert und gleichzeitig erfolgte eine 
stärkere Reglementierung des Zivildienstes. Durch den Abbau der 
Verwaltungsstellen wurde in erster Linie die Arbeit von Jugend- 
verbänden unnötig erschwert. Es folgte das Verbot für Zivildienst- 
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leistende, ihren Dienst in einer Beschäftigungsstelle ableisten zu 
können, bei der sie Mitglied sind oder während des Zivildienstes 
Mitglied wurden. Die Möglichkeiten der Verbände der Freien 
Wohlfahrtspflege, in Abstimmung mit dem Zivildienstleistenden 
seinen Einsatz festzulegen — ein von allen Beteiligten als bewährt 
angesehenes Verfahren wurde unverständlicherweise einge- 
schränkt. 

Angesichts der beschriebenen Tendenz und der damit verbunde- 
nen Gefahr, daß die Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit staat- 
lichen Handelns bei vielen Jugendlichen zu einer Abkehr und 
Ablehnung unserer Gesellschaft führen, stellt der Deutsche 
Bundestag fest: 

1. Der Zivildienst darf nicht weiter zu einer unliebsamen Alter- 
native ausgestaltet werden. Die verfassungsmäßig gebotene 
Möglichkeit, aufgrund einer Gewissensentscheidung Zivil- 
dienst zu leisten, darf nicht durch Diskriminierung und 
Erschwernisse - insbesondere durch die schon derzeit über- 
höhte Verlängerung - zur „Scheinalternative" degradiert 
werden. 

2. Wehrpflichtige junge Männer haben sich zu entscheiden, ob sie 
Wehrdienst oder - nach Inanspruchnahme des Grundrechts der 
Kriegsdienstverweigerung - Zivildienst leisten wollen. Beide 
Entscheidungen respektieren wir. Zwar wird der Kriegsdienst- 
verweigerer als solcher nur aufgrund einer Gewissensentschei- 
dung anerkannt, doch sollte endlich der Versuch auf gegeben 
werden, diese durch Behörden und Gerichte zu überprüfen. Sie 
ist einer solchen Prüfung nicht zugänglich. Auch die derzeitige 
Regelung geht unnötigerweise von der Möglichkeit der Prüf- 
barkeit des Gewissens durch den Staat aus und schöpft gleich- 
zeitig den vom Verfassungsgericht aufgezeigten Spielraum in 
der Zivildienstdauer nicht nach unten, sondern nach oben aus, 
mit der unzulässigen Zielsetzung, Wehrpflichtigen die Ge- 
wissensentscheidung zu erschweren. 

3. Anläßlich des 30jährigen Bestehens der Bundeswehr haben wir 
den Soldaten und Wehrpflichtigen gedankt. Das 25jährige 
Bestehen des Zivildienstes nehmen wir zum Anlaß, auch den 
Friedensdienst der Zivildienstleistenden zu würdigen. 

Die unverzichtbaren Leistungen der Zivildienstleistenden, die 
ihren Dienst oft bis an die Grenze der seelischen Belastbarkeit 
leisten, verdienen Dank und Anerkennung des Deutschen Bun- 
destages. Durch ihren Einsatz für das Gemeinwohl tragen die 
Zivüdienstleistenden zum inneren Frieden und zum gesell- 
schaftlichen Konsens bei. Für den Deutschen Bundestag ist es 
eine selbstverständliche demokratische Pflicht, sie vor 
Diskriminierung wegen ihrer Gewissensentscheidung zu 
schützen. 

Bonn, den 19. März 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 


Druck: Thenäe Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 1967 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, HerderstraBe 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 




